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Bauleitplanung 

Die planungsrechtliche Errichtung eines Gewerbegebietes (GE) erfolgt in Deutschland 
über ein formalisiertes Bauleitplanverfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB). Das pri-
märe Instrument hierfür ist der qualifizierte Bebauungsplan (B-Plan). 

Hier ist der strukturierte Ablauf des Verfahrens im Überblick: 

1. Vorbereitung und Einleitung (Aufstellungsbeschluss) 

 Initiative: Die Gemeinde beschließt, für ein bestimmtes Areal einen Bebauungs-
plan aufzustellen. Oft geht dem ein Antrag eines Investors oder ein kommunaler 
Bedarf voraus. 

 Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB): Der Beschluss wird im zuständigen 
kommunalen Gremium (z. B. Stadtrat oder Gemeinderat) gefasst und ortsüblich 
bekannt gemacht (z. B. im Amtsblatt). 

 Flächennutzungsplan (FNP): Der B-Plan muss aus dem übergeordneten Flächen-
nutzungsplan entwickelt werden (§ 8 Abs. 2 BauGB). Ist dort noch kein Gewerbege-
biet dargestellt, muss der FNP parallel geändert werden. 

2. Frühzeitige Beteiligung 

 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB): Die Bürger werden 
frühzeitig über die allgemeinen Ziele, Zwecke und voraussichtlichen Auswirkungen 
der Planung informiert. Dies geschieht meist im Rahmen einer Bürgerversammlung 
oder durch Auslegung im Rathaus. Bürger können erste Bedenken und Anregun-
gen äußern. 

 Frühzeitige Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 1 BauGB): Träger öffentlicher Be-
lange (TÖB) wie Umweltämter, Industrie- und Handelskammern (IHK), Forstbehör-
den oder Nachbargemeinden werden unterrichtet und zur Abgabe von Stellungnah-
men aufgefordert. 

3. Planentwurf und Umweltprüfung 

 Erstellung des Entwurfs: Die Planungsabteilung der Gemeinde oder ein beauf-
tragtes Planungsbüro arbeitet den konkreten Text- und Kartenentwurf des Bebau-
ungsplans aus. Hierbei wird festgesetzt, welche Arten von Gewerbe zulässig sind, 
wie hoch gebaut werden darf (GRZ, GFZ) und wie die Erschließung aussieht. 

 Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB): Es wird systematisch untersucht, welche 
Auswirkungen das Gewerbegebiet auf Umwelt, Natur, Tiere, Boden, Wasser und 
Luft hat. Die Ergebnisse fließen in einen Umweltbericht ein, der Teil der Planbe-
gründung ist. 

 Spezielle Gutachten: Häufig müssen Lärmschutzgutachten, Verkehrsgutachten 
oder artenschutzrechtliche Prüfungen (saP) erstellt werden. 

4. Förmliche Beteiligung (Offenlage) 

 Beschluss zur Auslegung: Der Gemeinderat billigt den Entwurf und beschließt die 
förmliche Auslegung. 

 Förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung (§ 3 Abs. 2 BauGB): Der Planentwurf samt 
Begründung und Umweltbericht wird für die Dauer eines Monats öffentlich ausge-
legt. Ort und Dauer werden vorab ortsüblich bekannt gemacht. Während dieser 
Frist kann jedermann Stellungnahmen (Einwendungen) schriftlich oder zur Nieder-
schrift abgeben. 
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 Förmliche Behördenbeteiligung (§ 4 Abs. 2 BauGB): Die Behörden und Träger 
öffentlicher Belange werden parallel benachrichtigt und geben ihre finalen fachli-
chen Stellungnahmen ab. 

5. Abwägung und Satzungsbeschluss 

 Abwägung (§ 1 Abs. 7 BauGB): Die Gemeinde muss alle eingegangenen Stel-
lungnahmen von Bürgern und Behörden prüfen. Die privaten Interessen (z. B. von 
Anwohnern) und die öffentlichen Interessen (z. B. Wirtschaftsförderung, Natur-
schutz) müssen gerecht gegeneinander abgewogen werden. 

 Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB): Sind keine wesentlichen Änderungen 
mehr nötig, beschließt der Gemeinderat den Bebauungsplan als Satzung (also als 
lokales Gesetz). 
(Hinweis: Musste der Entwurf aufgrund der Einwendungen grundlegend geändert 
werden, muss das Verfahren ab Schritt 4 wiederholt werden.) 

6. Genehmigung und Inkrafttreten 

 Höhere Verwaltungsbehörde: Sofern der B-Plan nicht aus einem gültigen FNP 
entwickelt wurde (z. B. bei Parallelverfahren), muss er von der höheren Verwal-
tungsbehörde (z. B. Bezirksregierung / Landratsamt) genehmigt werden. 

 Inkrafttreten (§ 10 Abs. 3 BauGB): Der Satzungsbeschluss (und ggf. die Geneh-
migung) wird ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird der 
Bebauungsplan rechtsverbindlich. Ab diesem Zeitpunkt besteht Baurecht für das 
Gewerbegebiet. 

 

Wenn sich das geplante Gewerbegebiet im Außenbereich (§ 35 BauGB) und gleichzeitig 
innerhalb eines Landschaftsschutzgebietes (LSG) befindet, erhöht dies die planungs-
rechtlichen Hürden drastisch. Ein normales Gewerbegebiet ist im Außenbereich als „sons-
tiges Vorhaben“ (§ 35 Abs. 2 BauGB) nicht privilegiert und widerspricht in der Regel den 
Darstellungen des Flächennutzungsplans sowie den Belangen des Naturschutzes. 

Um hier Baurecht zu schaffen, müssen im Bauleitplanverfahren zusätzliche, komplexe 
Hürden genommen werden: 

1. Das Kernproblem: Das Landschaftsschutzgebiet (LSG) 

Eine bauliche Nutzung widerspricht grundlegend den Schutzzwecken einer LSG-Verord-
nung. Daher ist das Verfahren hier zweigleisig zu führen: 

 Befreiung oder Änderung der Verordnung: Die Gemeinde kann den Bebauungs-
plan erst beschließen, wenn die betroffene Fläche aus dem Landschaftsschutzge-
biet herausgenommen (ausgegliedert) wird oder eine Befreiung von den Verbo-
ten der LSG-Verordnung durch die Untere Naturschutzbehörde (UNB) erteilt wird. 

 Zuständigkeit: Dies liegt in der Regel beim Landkreis bzw. der höheren Natur-
schutzbehörde. Die Hürden für eine Ausgliederung sind hoch; es muss ein überwie-
gendes öffentliches Interesse (z. B. dringender Mangel an Gewerbeflächen ohne 
innerörtliche Alternativen) nachgewiesen werden. 

2. Besonderheiten im Bauleitplanverfahren (B-Plan) 

Da es sich um den Außenbereich handelt, greifen verschärfte Anforderungen im Vergleich 
zum Innenbereich: 

 Kein beschleunigtes Verfahren: Verfahrenserleichterungen (wie nach dem ehe-
maligen § 13b BauGB für den Außenbereich oder § 13a für den Innenbereich) sind 
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hier ausgeschlossen. Es muss zwingend das vollumfängliche, reguläre Verfahren 
durchlaufen werden. 

 Parallelverfahren beim Flächennutzungsplan (FNP): Da der Außenbereich im 
FNP meist als Fläche für die Landwirtschaft oder Wald dargestellt ist, muss der 
FNP zwingend parallel geändert werden (§ 8 Abs. 3 BauGB), um die Fläche als Ge-
werbliche Baufläche (G) auszuweisen. 

 Zielabweichungsverfahren (Raumordnung): Oft stehen solche Projekte auch den 
Zielen der regionalen Raumordnung (Regionalplan) entgegen. Ist das der Fall, 
muss vorab ein langwieriges Zielabweichungsverfahren bei der Bezirksregierung 
bzw. Regionalplanungsbehörde beantragt werden. 

3. Verschärfte Umwelt- und Eingriffsregelung 

Die Lage im LSG führt dazu, dass die Umweltprüfung (§ 2 Abs. 4 BauGB) im Zentrum des 
Verfahrens steht: 

 Umfangreiche Gutachten: Es sind zwingend eine Spezielle artenschutzrechtli-
che Prüfung (saP) (z. B. Kartierung von Vögeln, Fledermäusen, Amphibien über 
mehrere Jahreszeiten) sowie Landschaftspflegerische Begleitpläne (LBP) erforder-
lich. 

 Vermeidung und Kompensation: Der Eingriff in Natur und Landschaft muss pri-
mär vermieden und minimiert werden. Da dies bei einer Vollversiegelung für ein 
Gewerbegebiet kaum möglich ist, müssen massive Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen (Ökopunkte) geleistet werden. Diese können oft nicht auf der Fläche 
selbst realisiert werden, was den Zukauf externer Ausgleichsflächen nötig macht. 

 Erhöhtes Klagerisiko: Da Natur- und Umweltschutzverbände bei Verfahren im Au-
ßenbereich und LSG sehr wachsam sind, ist das Risiko von Einwendungen und an-
schließenden Klagen vor dem Verwaltungsgericht (Verbandsklagen) überdurch-
schnittlich hoch.  https://bund-mg.de/gewerbegebiet-rasseln/ 
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